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Satzung 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „LERNWERK Bayer e.V.“ 

(2) Er wurde 1911 gegründet und führte bis zum 1. Juli 2001 den Namen „Stenografenverein Bayer Leverkusen e.V.“, bis zum 

8. Februar 2011 den Namen „Verein für Weiterbildung Bayer Leverkusen e. V.“, bis zum 4. Dezember 2012 den Namen 

„BayAkademie Weiterbildung Bayer Leverkusen e. V und zuletzt den Namen AKADA Weiterbildung Bayer Leverkusen 

e.V.. 

(3) Er ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts Köln eingetragen.  

(4) Der Verein hat seinen Sitz in Leverkusen. 

(5) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Vereinszweck 

(1) Der Verein ist eine kulturelle Einrichtung, die weder parteipolitischen noch konfessionellen Bindungen unterliegt oder 

derartige Zwecke verfolgt. 

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte 

Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51 ff. AO). 

(3) Zweck des Vereins ist die Förderung der Erziehung sowie der Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe.  

(4) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch  

a) Unterhaltung eines Lern- und Bildungszentrums sowie den Betrieb von Schulen oder schulähnlichen Einrichtungen, 
b) Durchführung von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, Seminaren, Lehrgängen und Workshops, 
c) Angebote zur digitalen Bildung und persönlichen Kompetenzentwicklung, 
d) Unterstützung von Schülern und Studierenden. 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 

Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Lehrkräfte können für ihre Tätigkeit ein Honorar erhalten. 

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 

Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und jede juristische Person werden. Im Übrigen gelten die Regelungen des 

Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG). 

(2) Der Verein besteht aus  

a) aktiven Mitgliedern 

b) fördernden (inaktiven) Mitgliedern 

c) jugendlichen Mitgliedern (unter 18 Jahren) und 

d) Ehrenmitgliedern 

(3) Die Aufnahme eines Mitgliedes erfolgt auf schriftlichen Antrag. Die Anträge nicht Volljähriger müssen von ihrem gesetzlichen 

Vertreter unterschrieben sein. 

(4) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand nach freiem Ermessen. Bei Ablehnung des Antrages ist der Vorstand 

nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe mitzuteilen. 

(5) Personen, die den Zweck des Vereins in besonderem Maße gefördert haben, können auf Vorschlag des Vorstandes zu 

Ehrenmitgliedern ernannt werden. Über die Ehrenmitgliedschaft beschließt die Mitgliederversammlung mit einfacher 

Stimmenmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.  

(6) Eine Namens- und/oder Wohnsitzänderung sowie die Änderung der Bankverbindung hat das Mitglied unverzüglich der 

Vereinsgeschäftsstelle schriftlich mitzuteilen. 
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§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder haben die Rechte, die ihnen durch diese Satzung oder durch die Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

eingeräumt werden. In diesem Rahmen können sie Anträge stellen, an Wahlen, Abstimmungen und Beratungen der 

Mitgliederversammlung teilnehmen sowie die Vereinseinrichtungen nach Maßgabe der erlassenen Ordnungen benutzen. 

(2) Jedes Mitglied ist verpflichtet, im Rahmen seiner Betätigung im Verein die Vereinssatzung und die weiteren Ordnungen des 

Vereins einzuhalten. 

(3) Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Beiträgen verpflichtet. Sie zahlen 

a) bei der Aufnahme in den Verein die Aufnahmegebühr und 

b) den anteiligen Jahresbeitrag, der im Eintrittsjahr Gültigkeit hat. 

(4) Beim Eintritt in den Verein sind die Aufnahmegebühr und der Beitrag sofort fällig und bar/per Einzugsermächtigung zu 

entrichten. Für die weitere Zahlung der Jahresbeiträge ist dem Verein eine Einzugsermächtigung zu erteilen. 

(5) Die Höhe und Fälligkeit der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge werden auf Vorschlag des Vorstandes durch 

Beschluss der Mitgliederversammlung in einer Beitragsordnung festgelegt. 

 

§ 6 Ende der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet bei 

a) Austritt des Mitglieds 

b) Ausschluss des Mitglieds 

c) Tod des Mitglieds oder 

d) Auflösung des Vereins 

(2) Der Austritt kann nur zum 31. Dezember eines Jahres erfolgen. Die Kündigung der Mitgliedschaft hat durch schriftliche 

Erklärung (mit Unterschrift) gegenüber dem Vorstand zu erfolgen. Bei nicht Volljährigen ist die Austrittserklärung auch vom 

gesetzlichen Vertreter zu unterschreiben. Sie muss dem Vorstand spätestens bis zum 30. November desselben Jahres 

zugegangen sein. Der Austritt wird vom Verein schriftlich innerhalb von 4 Wochen bestätigt. 

(3) Erklärt ein Mitglied im Laufe des Eintrittsjahres seinen Austritt aus dem Verein, fällt der gesamte Jahresbeitrag an.  

(4) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, aus dem Verein ausgeschlossen 

werden, insbesondere wegen 

a) groben Verstoßes gegen die aus der Satzung folgenden Verpflichtungen, gegen Beschlüsse und Anordnungen der 

Vereinsorgane und/oder gegen die Interessen des Vereins, 

b) Beschädigung oder Diebstahl von Vereinseigentum sowie 

c) unehrenhaften Verhaltens.  

Bei Ausschluss eines Mitgliedes fällt der gesamte Jahresbeitrag an. 

Das Mitglied kann sich innerhalb von zwei Wochen nach Zugang des Ausschlussbescheides beschwerdeführend an den 

Vorstand wenden, der in mündlicher Verhandlung endgültig über den Ausschluss des Mitgliedes entscheidet. Zu dieser 

Verhandlung ist das Mitglied spätestens drei Tage vorher einzuladen. 

(5) Mit dem Ende der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche des ehemaligen Mitgliedes aus der Mitgliedschaft gegen den 

Verein.  

 

§ 7 Organe des Vereins 

(1) Organe des Vereins sind 

a) der Vorstand, 

b) der Besondere Vertreter, 

c) der Beirat (fakultativ) und 

d) die Mitgliederversammlung 

(2) Die Mitgliederversammlung kann die Bildung weiterer Vereinsorgane beschließen. 

 

§ 8 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus 1 bis 6 Personen, darunter einem 1. Vorsitzenden, einem 2. Vorsitzenden und einem 3. 

Vorsitzenden. Vorstand gemäß § 26 BGB sind diese 3 Vorsitzenden. Der Vorstand kann 3 weitere Vorstandsmitglieder 

bestellen. Diese bilden zusammen mit dem Vorstand gemäß § 26 BGB den erweiterten Vorstand. Vorstandsmitglieder 

müssen volljährig und sollen mindestens 25 Jahre alt sein. 
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(2) Die Vorstandsmitglieder gemäß § 26 BGB werden 

alle 3 Jahre von der Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit gewählt. Die Wiederwahl von Vorstandsmitgliedern ist 

zulässig. Scheidet während der Amtszeit ein Mitglied des Vorstandes gemäß § 26 BGB aus, so kann der Vorstand 

kommissarisch für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger benennen. Die nächstmögliche 

Mitgliederversammlung muss über die (Neu-)Wahl des wiederzubesetzenden Vorstandsamtes entscheiden. 

(3) Zur Vertretung des Vereins sind der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsitzende oder der 1. Vorsitzende und der 3. Vorsitzende 

oder der 2. Vorsitzende und der 3. Vorsitzende jeweils gemeinsam befugt. Wird zeitweise die Sollstärke von drei 

Vorstandsmitgliedern gemäß § 26 BGB nicht erreicht, sind die/ist das verbliebene(n) Vorstandsmitglied(er) berechtigt, den 

Verein zu vertreten. 

(4) Der erweiterte Vorstand führt die Geschäfte des Vereins nach Maßgabe der Satzung und der Beschlüsse der 

Mitgliederversammlung. Er ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie durch Satzung nicht einem anderen 

Organ übertragen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

b) Beschlussfassung über die Annahme von Spenden 

c) Verwaltung des Vereinsvermögens 

d) Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern 

(5) Die Aufgaben und Zuständigkeiten des Vorstandes sind in einer Geschäfts- und Finanzordnung sowie gegebenenfalls 

weiteren Ordnungen geregelt. 

(6) Der Vorstand kann für seine Tätigkeit eine angemessene Vergütung erhalten, über die die Mitgliederversammlung 

entscheidet. 

(7) Der Vorstand gemäß § 26 BGB kann für gewisse Geschäfte einen besonderen Vertreter im Sinne des § 30 BGB bestellen. 

Der besondere Vertreter kann für seine Tätigkeit eine angemessene Vergütung erhalten, über die der Vorstand gemäß § 30 

BGB entscheidet. 

(8) Der BGB-Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Vorstandsmitglieder geladen und mindestens 2 Mitglieder anwesend sind.  

Der erweiterte Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Vorstandsmitglieder geladen und mindestens 3 Mitglieder anwesend 

sind. Beide beschließen mit einfacher Mehrheit. 

(9) Der Vorstand kann im Ausnahmefall im schriftlichen Verfahren mit einfacher Mehrheit beschließen. 

 

§ 9 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 

a) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes sowie des Berichtes der Kassenprüfer 

b) Entlastung des Vorstandes 

c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und der Kassenprüfer 

d) Festsetzung der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge  

e) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins.  

(2) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet statt, 

wenn der Vorstand diese einberuft, oder wenn mindestens 10 % der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe der Gründe 

beim Vorstand beantragen. 

(3) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jeweils im ersten Halbjahr eines jeden Geschäftsjahres statt. Sie wird vom 

Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich (Textform, z.B. E-Mail, genügt) unter Angabe der 

Tagesordnung einberufen. Die Einberufung kann durch Veröffentlichung in Leverkusener Tageszeitungen, durch Aushang, 

per E-Mail oder durch Veröffentlichung auf unserer Homepage erfolgen. Hierbei ist ebenfalls eine Frist von zwei Wochen 

einzuhalten. Die Einberufung der Mitgliederversammlung gilt als ordnungsgemäß erfolgt, wenn die Einberufung nach einer 

der vorgenannten Einberufungsformen unter Beachtung der dortigen Voraussetzungen vorgenommen worden ist. Die 

Ordnungsmäßigkeit der Einberufung der Mitgliederversammlung soll bei deren Beginn festgestellt und in der Niederschrift 

vermerkt werden.  

(4) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich (Textform, z.B. 

E-Mail, genügt) eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der 

Mitgliederversammlung die Ergänzung bekannt zu geben. Werden Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung erst in der 

Mitgliederversammlung gestellt, entscheidet die Versammlung über deren Annahme. 

(5) Dies gilt nicht für Anträge auf Änderung der Satzung oder Auflösung des Vereins. Diese Anträge müssen spätestens 10 

Tage vor der Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand eingereicht werden.  
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(6) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. 

Vorsitzenden oder bei dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. In 

besonderen Fällen kann der Vorstand eine andere Person mit der Leitung der Versammlung beauftragen.  

(7) Abstimmungen finden wie folgt statt: 

a) grundsätzlich offen 

b) auf Antrag geheim, wenn 1/3 der anwesenden Mitglieder dies beantragt 

c) bei Wahlen offen, wenn nicht geheime Abstimmung durch die Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

beantragt wird 

(8) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gefasst. Bei 

Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

Die Beschlüsse über Satzungsänderungen können nur mit Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten 

Mitglieder gefasst werden.  

(9) In der Mitgliederversammlung hat jedes volljährige Mitglied und Ehrenmitglied eine Stimme. Die Ausübung des Stimmrechts 

kann nicht übertragen werden.  

(10) Die Beschlüsse treten unmittelbar in Kraft, sofern die Mitgliederversammlung vor der Beschlussfassung nichts anderes 

bestimmt hat. 

(11) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen Schriftführer und dem 

Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist.  

 

§ 10 Beirat 

(1) Der Vorstand kann einen Beirat berufen. 

(2) Der Beirat berät den Vorstand in fachlichen Fragen 

(3) Über Anzahl, Personen und Dauer entscheidet der Vorstand. 

(4) Mitglieder des Beirats können für Ihre Tätigkeit eine angemessene Vergütung erhalten, die die Höhe der sog. 

Ehrenamtspauschale im Sinne des § 3 Nr. 26a EStG nicht überschreiten darf. 

(5) Notwendige Auslagen (z.B. Reisekosten) können gegen Beleg erstattet werden. 

 

§ 11 Kassenprüfer 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von 3 Jahren vier Kassenprüfer. Diese dürfen nicht Mitglieder des Vorstandes 

sein. Ihre Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Mindestens zwei der vier Kassenprüfer haben die Kasse und Konten des Vereins einschließlich der Bücher und Belege 

mindestens einmal im Geschäftsjahr sachlich und rechnerisch zu prüfen und dem Vorstand jeweils schriftlich Bericht zu 

erstatten. Die prüfenden Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht und beantragen bei 

ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des Vorstandes. 

 

§ 12 Auflösung 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung unter Teilnahme von mindestens 50 % der 

stimmberechtigten Mitglieder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. 

(2) Ist die erforderliche Zahl der Mitglieder in der beschließenden Mitgliederversammlung nicht anwesend, kann frühestens nach 

Ablauf von zwei Wochen eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen werden, die mit Zwei-Drittel-Mehrheit der 

anwesenden stimmberechtigten Mitglieder die Auflösung des Vereins beschließen kann. 

(3) Der 1. und 2. Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der 1. und der 3. Vorsitzende, sind gemeinsam vertretungsberechtigte 

Liquidatoren, sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt. 

(4) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Turn- und 

Sportverein Bayer 04 Leverkusen e. V., Tannenbergstraße 57, 51373 Leverkusen, der es unmittelbar und ausschließlich 

für gemeinnützige Zwecke zur Förderung der Jugend- und Nachwuchsarbeit des Sportes zu verwenden hat. 

 

§ 13 Inkrafttreten der Satzung 

Diese Fassung der Satzung tritt mit Eintragung im Vereinsregister in Kraft. 


